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Auszug aus dem 

Hamburgischen Beamtengesetz (HmbBG) 
in der Fassung vom 29. November 1977 (HmbGVBl. 1977, S. 367), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Februar 2008 (HmbGVBl. 2008, S. 63) 
 
 

e) Nebentätigkeit und Tätigkeit nach Beendigung des Beamtenverhältnisses 
 

§ 68 
Der Beamte ist verpflichtet, auf schriftliches Verlangen seines Dienstvorgesetzten eine Nebentätig-
keit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung) im öffentlichen Dienst zu übernehmen und fortzuführen, so-
fern diese Tätigkeit seiner Vorbildung oder Berufsausbildung entspricht und ihn nicht über Gebühr in 
Anspruch nimmt. 
 
 

§ 69 
(1) 1 Der Beamte bedarf zur Übernahme jeder Nebentätigkeit der vorherigen Genehmigung seines 
Dienstvorgesetzten; ausgenommen sind die Nebentätigkeiten, 
1. zu deren Wahrnehmung der Beamte nach § 68 verpflichtet worden ist, 
2. die in § 70 Absatz 1 abschließend als nicht genehmigungspflichtig aufgeführt sind. 
2 Als Nebentätigkeit gilt nicht die Ausübung eines Mandats in der Hamburger Bürgerschaft, die 
Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter sowie einer unentgeltlichen Vormundschaft, Betreuung oder 
Pflegschaft eines Angehörigen; ihre Übernahme ist vor Beginn der Tätigkeit schriftlich anzuzeigen. 
 
(2) 1 Die Genehmigung ist zu versagen, wenn zu besorgen ist, dass durch die Nebentätigkeit dienst-
liche Interessen beeinträchtigt werden. 2 Ein solcher Versagungsgrund liegt insbesondere vor, wenn 
die Nebentätigkeit 
 
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft des Beamten so stark in Anspruch nimmt, dass die ord-

nungsgemäße Erfüllung seiner dienstlichen Pflichten behindert werden kann, 
 
2. den Beamten in einen Widerstreit mit seinen dienstlichen Pflichten bringen kann, 
 
3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde, der der Beamte angehört, tätig wird 

oder tätig werden kann, 
 
4. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit des Beamten beeinflussen kann, 
 
5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit des Beamten 

führen kann, 
 
6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann. 

 
3 Ein solcher Versagungsgrund liegt in der Regel auch vor, wenn sich die Nebentätigkeit wegen 
gewerbsmäßiger Dienst- oder Arbeitsleistung oder sonst nach Art, Umfang, Dauer oder Häufigkeit 
als Ausübung eines Zweitberufes darstellt. 4 Die Voraussetzung des Satzes 2 Nummer 1 gilt in der 
Regel als erfüllt, wenn die zeitliche Beanspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten in 
der Woche ein Fünftel der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit überschreitet. 5 Die Genehmi-
gung ist auf längstens fünf Jahre zu befristen; sie kann mit Auflagen und Bedingungen versehen 
werden. 6 Ergibt sich eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen nach Erteilung der Genehmi-
gung, ist diese zu widerrufen. 
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(3) 1 Der Beamte darf Nebentätigkeiten nur außerhalb der Arbeitszeit ausüben, es sei denn, er hat 
sie auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstvorgesetzten übernommen oder sein 
Dienstvorgesetzter hat ein dienstliches Interesse an der Übernahme der Nebentätigkeit durch den 
Beamten anerkannt. 2 Ausnahmen dürfen nur in besonders begründeten Fällen, insbesondere im 
öffentlichen Interesse, zugelassen werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die 
versäumte Arbeitszeit vor- oder nachgeleistet wird. 
 
(4) 1 Der Beamte darf bei der Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal oder Material 
des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen oder wissenschaftlichen Interesses mit vorheri-
ger Genehmigung seines Dienstvorgesetzten und gegen Entrichtung eines angemessenen Entgelts 
in Anspruch nehmen. 2 Das Entgelt hat sich nach den dem Dienstherrn entstehenden Kosten zu 
richten und muss den besonderen Vorteil berücksichtigen, der dem Beamten durch die Inanspruch-
nahme entsteht. 
 
(5) 1 Anträge auf Erteilung einer Genehmigung (Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1), auf Anerken-
nung eines dienstlichen Interesses (Absatz 3 Satz 1) und auf Zulassung einer Ausnahme (Absatz 3 
Satz 2) sowie Entscheidungen über diese Anträge und über den Widerruf einer Genehmigung (Ab-
satz 2 Satz 6) bedürfen der Schriftform. 2 Der Beamte hat dabei die für die Entscheidung seines 
Dienstvorgesetzten erforderlichen Nachweise, insbesondere über Art und Umfang der Nebentätig-
keit sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus, zu führen; der Beamte hat jede Änderung 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
 
 

§ 70 
(1) Nicht genehmigungspflichtig sind 
 
1.  eine unentgeltliche Nebentätigkeit mit Ausnahme 
 

a)  der Übernahme eines Nebenamtes, einer in § 69 Absatz 1 Satz 2 nicht genannten Vor-
mundschaft, Betreuung oder Pflegschaft oder einer Testamentsvollstreckung, 

 
b)  der Übernahme einer gewerblichen Tätigkeit, der Ausübung eines freien Berufs oder der Mit-

arbeit bei einer dieser Tätigkeiten, 
 
c)  des Eintritts in ein Organ eines Unternehmens mit Ausnahme einer Genossenschaft, 
 
d)  der Übernahme einer Treuhänderschaft, 

 
2.  die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung des Beamten unterliegenden Vermögens, 
 
3. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeit des Beamten, 
 
4.  die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbständige Gutachtertätigkeit 

von Professoren, Hochschuldozenten, Oberassistenten, Oberingenieuren sowie wissenschaft-
lichen und künstlerischen Assistenten an staatlichen Hochschulen sowie Beamten an wissen-
schaftlichen Instituten und Anstalten, 

 
5. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen in Gewerkschaften oder Berufsverbänden 

oder in Selbsthilfeeinrichtungen der Beamten. 
 
(2) 1 Eine nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit nach Absatz 1 Nummern 3 und 4 sowie eine 
Tätigkeit in Selbsthilfeeinrichtungen der Beamten nach Absatz 1 Nummer 5 hat der Beamte, dem 
hierfür ein Entgelt oder ein geldwerter Vorteil geleistet wird, in jedem Einzelfall vor ihrer Aufnahme 
seinem Dienstvorgesetzten unter Angabe der voraussichtlichen Höhe der Entgelte und geldwerten 
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Vorteile hieraus schriftlich anzuzeigen; der Beamte hat jede Änderung unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen. 2 Der Dienstvorgesetzte kann im Übrigen aus begründetem Anlass verlangen, dass der Be-
amte über eine von ihm ausgeübte nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit, insbesondere über 
deren Art und Umfang sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus, schriftlich Auskunft er-
teilt. 3 Eine nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit ist durch schriftliche Entscheidung des 
Dienstvorgesetzten ganz oder teilweise zu untersagen, wenn der Beamte bei ihrer Ausübung 
dienstliche Pflichten verletzt. 
 
 

§ 71 
1 Wird der Beamte aus seiner Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem 
sonstigen Organ einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in einer anderen Rechtsform be-
triebenen Unternehmens, die er auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstvorge-
setzten Rechtsstellung hat, haftbar gemacht, hat er gegen den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz des 
ihm entstandenen Schadens. 2 Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wor-
den, ist der Dienstherr nur dann ersatzpflichtig, wenn der Beamte auf Verlangen eines Vorgesetzten 
gehandelt hat. 
 
 

§ 72 
Endet das Beamtenverhältnis, enden, wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt wird, auch die 
Nebenämter und Nebenbeschäftigungen, die dem Beamten im Zusammenhang mit seinem Haupt-
amt übertragen sind oder die er auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstvorge-
setzten übernommen hat. 
 
 

§ 73 
1 Die zur Ausführung der §§ 68 bis 72 notwendigen Vorschriften über die Nebentätigkeit der Beam-
ten erlässt der Senat durch Rechtsverordnung. 2 In ihr kann insbesondere bestimmt werden, 
 
1. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst im Sinne dieser Vorschriften anzusehen sind oder 

ihm gleichstehen, 
 
2. ob und inwieweit der Beamte für eine im öffentlichen Dienst ausgeübte oder auf Verlangen, 

Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstvorgesetzten übernommene Nebentätigkeit eine 
Vergütung erhält oder eine erhaltene Vergütung abzuführen hat, 

 
3. unter welchen Voraussetzungen ein Beamter bei der Ausübung einer Nebentätigkeit Einrich-

tungen, Personal oder Material des Dienstherrn in Anspruch nehmen darf und in welcher 
Höhe hierfür ein Entgelt an den Dienstherrn zu entrichten ist; das Entgelt kann pauschaliert 
und in einem Hundertsatz des aus der Nebentätigkeit erzielten Bruttoeinkommens festgelegt 
werden und bei unentgeltlich ausgeübter Nebentätigkeit entfallen, 

 
4. dass der Beamte verpflichtet werden kann, nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres seinem 

Dienstvorgesetzen die ihm zugeflossenen Entgelte und geldwerten Vorteile aus Nebentätig-
keiten anzugeben. 

 
 

§ 73 a 
(1) 1 Ein Ruhestandsbeamter oder früherer Beamter mit Versorgungsbezügen, der nach Beendi-
gung des Beamtenverhältnisses innerhalb von fünf Jahren außerhalb des öffentlichen Dienstes eine 
Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit aufnimmt, die mit seiner dienstlichen Tätigkeit in den letzten 
fünf Jahren vor Beendigung des Beamtenverhältnisses in Zusammenhang steht und durch die 
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dienstliche Interessen beeinträchtigt werden können, hat die Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit 
dem letzten Dienstvorgesetzten anzuzeigen. 2 Tritt der Beamte wegen Erreichens der Altersgrenze 
des vollendeten fünfundsechzigsten Lebensjahres in den Ruhestand, beschränkt sich die Anzeige-
pflicht nach Satz 1 auf die Aufnahme einer Tätigkeit innerhalb von drei Jahren nach Beendigung 
des Beamtenverhältnisses. 
 
(2) Die Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit ist zu untersagen, wenn zu besorgen ist, dass durch sie 
dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. 
 
(3) 1 Das Verbot wird durch den letzten Dienstvorgesetzten ausgesprochen. 2 Es endet im Falle des 
Absatzes 1 Satz 1 spätestens fünf, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 spätestens drei Jahre nach Be-
endigung des Beamtenverhältnisses. 
 
 
 

g) Arbeitszeit 
 

§ 76 
(1) 1 Die regelmäßige Arbeitszeit der Beamten wird vom Senat durch Rechtsverordnung nach Maß-
gabe der Sätze 2 und 3 geregelt. 2 Sie darf wöchentlich im Durchschnitt vierzig Stunden nicht über-
schreiten. 3 Soweit der Dienst in Bereitschaft besteht, kann die regelmäßige Arbeitszeit entspre-
chend den dienstlichen Bedürfnissen angemessen verlängert werden; sie darf wöchentlich im 
Durchschnitt fünfzig Stunden nicht überschreiten. 4 Im Rahmen der durch Rechtsverordnung nach 
Satz 1 allgemein festgelegten Arbeitszeit kann der Senat Regelungen zur Arbeitszeit der beamteten 
Lehrkräfte, insbesondere zum zeitlichen Maß der Unterrichtsverpflichtung und anderer Aufgaben 
durch Rechtsverordnung erlassen. 
 
(2) 1 Der Beamte ist verpflichtet, ohne Entschädigung über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus 
Dienst zu tun, wenn zwingende dienstliche Verhältnisse es erfordern und sich die Mehrarbeit auf 
Ausnahmefälle beschränkt. 2 Wird er durch eine dienstlich angeordnete oder genehmigte Mehrar-
beit mehr als fünf Stunden im Monat über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus beansprucht, ist ihm 
innerhalb eines Jahres für die über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleistete Mehrarbeit ent-
sprechende Dienstbefreiung zu gewähren. 
 
(3) 1 Ist die Dienstbefreiung aus zwingenden dienstlichen Gründen nicht möglich, können an ihrer 
Stelle Beamte in Besoldungsgruppen mit aufsteigenden Gehältern für einen Zeitraum bis zu 480 
Stunden im Jahr Mehrarbeitsvergütung erhalten. 2 Die Gewährung der Mehrarbeitsvergütung ist in 
§ 48 des Bundesbesoldungsgesetzes geregelt. 
 
 

§ 76 a 
(1) 1 Einem Beamten mit Dienstbezügen kann auf Antrag Teilzeitbeschäftigung bis zur Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit und bis zur jeweils beantragten Dauer bewilligt werden, soweit dienstliche 
Belange nicht entgegenstehen. 2 Der Dienstvorgesetzte kann Umfang und Dauer der Teilzeitbe-
schäftigung auch nachträglich beschränken, soweit zwingende dienstliche Belange dies erfordern. 
 
(2) 1 Während der Teilzeitbeschäftigung nach Absatz 1 gilt § 69 Absatz 2 Satz 4 mit der Maß-
gabe, dass entgeltliche Tätigkeiten in dem Umfang ausgeübt werden dürfen, wie sie bei Voll-
zeitbeschäftigung ausgeübt werden könnten. 2 Darüber hinaus darf der Dienstvorgesetzte im 
öffentlichen Interesse Nebentätigkeiten genehmigen, soweit dies mit dem Beamtenverhältnis 
vereinbar ist. 
 
(3) 1 Eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbeschäftigung oder der Übergang zur Vollzeitbeschäf-
tigung während der Dauer des Bewilligungszeitraums ist nur mit Zustimmung des Dienstvorgesetz-
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ten zulässig. 2 Er soll in besonderen Härtefällen eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbeschäfti-
gung oder den Übergang zur Vollzeitbeschäftigung zulassen, wenn dem Beamten die Teilzeitbe-
schäftigung im bisherigen Umfang nicht zugemutet werden kann und dienstliche Belange nicht ent-
gegenstehen. 
 

§ 76 b 
(1) 1 Mit der Begründung eines Beamtenverhältnisses auf Probe in den Laufbahnen des gehobenen 
und des höheren Dienstes kann gleichzeitig durch Verwaltungsakt die Arbeitszeit auf mindestens 
drei Viertel der jeweiligen regelmäßigen Arbeitszeit festgesetzt werden, wenn in bestimmten Berei-
chen aufgrund der Arbeitsmarktlage oder zwingender dienstlicher Belange ein erhebliches öffentli-
ches Bedürfnis an der Teilzeitbeschäftigung besteht. 2 Durch weitere Ernennungen wird die Fest-
setzung der Arbeitszeit nicht berührt. 
 
(2) 1 Die Teilzeitbeschäftigung kann jederzeit mit Zustimmung des Beamten in eine Vollzeitbeschäf-
tigung umgewandelt werden. 2 Nach fünf Jahren soll sie auf Antrag des Beamten in eine Vollzeitbe-
schäftigung umgewandelt werden. 
 
(3) Während der Teilzeitbeschäftigung nach Absatz 1 gilt § 69 Absatz 2 Satz 4 mit der Maß-
gabe, dass sich die zulässige zeitliche Beanspruchung durch eine Nebentätigkeit um die Dif-
ferenz zwischen der jeweiligen Teilzeitbeschäftigung und der Vollzeitbeschäftigung erhöht. 
 
 

§ 76 c 
(1) 1 Beamten mit Dienstbezügen kann auf Antrag, der sich auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhe-
stands erstrecken muss, Teilzeitbeschäftigung mit 60 vom Hundert der regelmäßigen Arbeitszeit 
bewilligt werden, wenn 
1. der Beamte das achtundfünfzigste Lebensjahr vollendet hat, 
2. er in den letzten fünf Jahren vor Beginn der Teilzeitbeschäftigung insgesamt mindestens drei 

Jahre vollzeitbeschäftigt war, 
3. die Teilzeitbeschäftigung spätestens am 1. August 2004 beginnt und 
4. dringende dienstliche Belange nicht entgegenstehen 
(Altersteilzeit). 2 Bei Satz 1 Nummer 2 bleiben Teilzeitbeschäftigungen mit geringfügig veränderter 
Arbeitszeit außer Betracht. 
 
(2) Die Altersteilzeit nach Absatz 1 kann in der Weise bewilligt werden, dass 
1. der Beamte durchgehend Teilzeitarbeit im nach Absatz 1 Satz 1 festgesetzten Umfang leistet 

(Teilzeitmodell) oder 
2. der Beamte die bis zum Beginn des Ruhestandes zu erbringende Dienstleistung vollständig 

vorab leistet und anschließend voll vom Dienst freigestellt wird (Blockmodell). 
 
(3) 1 Beamten der Vollzugsdienste (§§ 116, 125) und Feuerwehrbeamten (§ 124) darf Altersteilzeit 
nur im Blockmodell bewilligt werden. 2 Lehrern an staatlichen Schulen sowie Seminarleitern am 
Staatlichen Studienseminar und pädagogischen Fachkräften am Institut für Lehrerfortbildung darf 
Altersteilzeit nur im Teilzeitmodell bewilligt werden. 3 Satz 2 gilt nicht für Schulleitungen und Funkti-
onsträger im Sinne von § 96 Absatz 1 Hamburgisches Schulgesetz vom 16. April 1997 (Hamburgi-
sches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 97) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(4) 1 Für Schwerbehinderte im Sinne des § 1 des Schwerbehindertengesetzes in der jeweils gelten-
den Fassung und für Beamte, auf die § 121 Anwendung findet, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, dass 
der Beamte das fünfundfünfzigste Lebensjahr vollendet haben muss. 2 Für Leiter und Lehrer an 
staatlichen Schulen, am Studienseminar und am Institut für Lehrerfortbildung beginnt die Altersteil-
zeit jeweils mit Beginn eines Schulhalbjahres. 
 
(5) § 76 a Absatz 2 gilt entsprechend. 
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§ 89 
(1) Einem Beamten mit Dienstbezügen ist auf Antrag, wenn zwingende dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen, 
1. die Arbeitszeit bis auf ein Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit zu ermäßigen, 
2. Urlaub ohne Dienstbezüge bis zur Dauer von drei Jahren mit der Möglichkeit der Verlänge-
rung zu gewähren, 
wenn er mindestens 
a) ein Kind unter achtzehn Jahren oder 
b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 
tatsächlich betreut oder pflegt. 
 
(2) 1 Urlaub nach Absatz 1 Nummer 2 und um mehr als die Hälfte ermäßigte Arbeitszeit nach Ab-
satz 1 Nummer 1 dürfen insgesamt die Dauer von zwölf Jahren nicht überschreiten. 2 Gleiches gilt 
für die Dauer von Urlaub nach Absatz 1 Nummer 2 und Urlaub nach § 95 a Absatz 1 Nummer 1 . 
3 Bei der Berechnung nach den Sätzen 1 oder 2 bleibt eine Ermäßigung der Arbeitszeit um mehr als 
die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit während einer Elternzeit unberücksichtigt. 
 
(3) Während einer Freistellung vom Dienst nach Absatz 1 dürfen nur solche Nebentätigkeiten 
genehmigt werden, die dem Zweck der Freistellung nicht zuwiderlaufen. 
 
 
 

4. Professoren, Hochschuldozenten, Oberassistenten, Oberingenieure, 
wissenschaftliche und künstlerische Assistenten, Juniorprofessoren 

 
a) Allgemeines 

 
§ 126 

1 Auf die Professoren, Juniorprofessoren, Hochschuldozenten, Oberassistenten, Oberingenieure 
sowie wissenschaftlichen und künstlerischen Assistenten an staatlichen Hochschulen, die als sol-
che in das Beamtenverhältnis berufen werden, sind die für Beamte allgemein geltenden Vorschrif-
ten dieses Gesetzes anzuwenden, soweit in diesem Gesetz oder im Hamburgischen Hochschulge-
setz nichts anderes bestimmt ist. 2 § 76 c findet keine Anwendung. 
 
 

§ 129 
(1) Die Vorschriften über die Verpflichtung zur Übernahme einer Nebentätigkeit sind nur insoweit 
anzuwenden, als die Nebentätigkeit in unmittelbarem Zusammenhang mit der Lehr- oder For-
schungstätigkeit des Professors, Juniorprofessors oder Hochschuldozenten steht. 
 
(2) 1 Die Übernahme wissenschaftlicher und künstlerischer Nebentätigkeiten gegen Vergütung so-
wie mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängender selbständiger Gutachtertätigkeiten 
durch Professoren oder Juniorprofessoren ist der zuständigen Behörde über den Präsidenten der 
Hochschule anzuzeigen, unabhängig davon, ob sie einer Genehmigung bedarf oder nicht. 2 In der 
Anzeige sind Angaben über Art und Umfang der Nebentätigkeit zu machen. 3 In der Rechtsverord-
nung auf Grund des § 73 kann bestimmt werden, inwieweit die Anzeigepflicht, insbesondere bei 
Nebentätigkeiten geringeren Umfangs, entfällt. 


